Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/247 


Sachgebiet 63 

Der Bundesminister der Finanzen 

II A/1 H 1221 3/69 Bonn, den 30. Dezember 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben im 
3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1969 


Gemäß § 33 Abs. 1 RHO übersende ich die Zusammenstellung 
der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im Be- 
trag von 10 000 DM und darüber für das 3. Vierteljahr des 
Rechnungsjahres 1969. 

Möller 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Zusammenstellung 

der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1969 
im Betrag von 10 000 DM und darüber 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

1969 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemittein sind 
zuqewiesen 

DM 

Begründung 

Tit. 

j 

DM 

1 1 

1 2 1 

1 3 i 

1 4 



Einzelplan 06 

— Bundesminister des Innern — 

06 02 

35 000,— 

28 000,— 

1 Kennzeichnung der Bundesaußengrenze 


642 01 


Die Mehrausgaben sind darauf zurückzuführen, daß mehr 
Vermarkungs- und Grenzwiederherstellungsarbeiten durch- 
geführt werden mußten, als zunächst geschätzt waren. Es 
handelt sich dabei um Arbeiten an der Bundesaußengrenze 
im Bereich der Länder Niedersachsen, Saarland und Sdiles- 
wig-Holstein. 


Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil es Aufgabe des 
Bundes ist, die Bundesaußengrenze an allen in Betracht 
kommenden Stellen zu markieren. Sie war unvorhergesehen, 
weil der genaue Umfang der Arbeiten bei der Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans 1969 nicht bekannt war. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


06 02 
685 22 


860 000,— 


13 500,— 


Dotationen des Bundes für die derzeitigen bischöflichen Ver- 
waltungen der ostdeutschen Diözesen jenseits der Oder und 
Neiße sowie für die kirchenregimentlidien Zwecke der Evan- 
gelischen Kirche der Union für das obengenannte Gebiet 


Nach der zwischen dem Bund und der Evangelischen Kirche 
getroffenen Vereinbarung vom 8./20. Mai 1964 ist die Dota- 
tion des Bundes an die Evangelische Kirche zuletzt mit Wir- 
kung vom 1, Januar 1967 auf 376 000 DM festgesetzt wor- 
den. Im Bundeshaushaltsplan 1969 ist unter Zugrundelegung 
der für 1968 gültigen Gehälter und Tarife im öffentlichen 
Dienst eine Dotationszahlung in Höhe von 390 000 DM an 
die Evangelische Kirche vorgesehen. 

Nach den im Rechnungsjahr 1969 eingetretenen Gehalts- 
und Tariferhöhungen mußte die Dotation um einen Betrag 
von 13 500 DM erhöht werden, da nach den Abmachungen 
die Gehalts- und Tariferhöhungen im Öffentlichen Dienst bei 
der Bemessung der Dotation entsprechend zu berücksichtigen 
sind. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da die Gehalts- 
und Tariferhöhungen für 1969 bei Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1969 nicht bekannt waren. Sie war auf Grund 
der Vereinbarung aus rechtlichen Gründen unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/247 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

1969 

An über- und | 

*) außerplan- i 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 1 
zugewiesen 

DM 1 

Begründung 

Tit. 

DM 

1 1 

2 

1 3 1 

4 


06 03 ! 


apl. 
811 01 


06 10 
532 05 


06 10 
525 02 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


13 500 — 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Der Dienstkraftwagen des Präsidenten des Bundesverwal- 
tungsgerichts war nach einem Unfall nicht mehr verwen- 
dungsfähig. Eine Instandsetzung war nicht wirtschaftlich, 
weil nach dem Gutachten des technischen Beamten für das 
Kraftfahrwesen die hierfür aufzuwenden Kosten den Zeit- 
wert erheblich überstiegen hätten. Aus diesem Grunde war 
eine Ersatzbeschaffung erforderlich. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, weil dem Präsidenten des Bundesverwaltungsgerichts ein 
anderes geeignetes Kraftfahrzeug nicht zur Verfügung stand. 
Vom Drittschuldner ist Schadenersatz geleistet worden. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


250 000,— 


8 000 ,— 


220 000,— Kosten für die Prüfung der Verwendung der elektronischen 
Datenverarbeitung im Bereich der Kriminalpolizei 

Die Mehrausgabe war zur beschleunigten und erweiterten 
Erstellung der Fahndungshilfsmittel im Wege der automa- 
tischen Datenverarbeitung und der Bereitstellung entspre- 
chender Magnetbänder zu Vergleichszwecken für die Län- 
der notwendig. Sie war zur schnelleren und intensiveren 
Verbrechensbekämpfung unabweisbar. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil der Umfang 
der automatischen Datenverarbeitung im Bereich der Krimi- 
nalpolizei bei Aufstellung des Bundeshaushalts 1969 nicht 
bekannt war. 

Gemäß § 2 Abs. 2 HG 1969 wurde bestimmt, daß § 30 Abs. 3 
Satz 1 RHO in diesem Falle keine Anwendung findet. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 

21 500, — Kosten für Sonderlehrgänge 

Die Mehrausgabe war für die Durchführung folgender zu- 
sätzlicher Lehrgänge erforderlich: 

Sprengstoffsachbearbeiterlehrgang, 

Lehrgang für Handschriftenvergleich, 

Lehrgang für maschinelle Buchführung, 

Lehrgang für Sachbearbeiter von Falsch- und Glückspiel, 
Lehrgang für Rauschgiftsachbearbeiter, 

Lehrgang für Falschgeldsachbearbeiter, 

Lehrgang für Staatsschutzbeamte. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil der Umfang 
der durchzuführenden Lehrgänge wegen der im Zeitpunkt 
der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1969 noch feh- 
lenden Lehrkräfte und Unterrichtsräume nicht bekannt war. 

Sie war unabweisbar, weil die dienstliche Aus- und Fort- 
bildung der Kriminalbeamten zwecks intensiverer Verbre- 
chensbekämpfung dringend notwendig war. 

Einsparung bei Kap. 06 01 Tit. 532 03. 
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Kap. 

Haushalts- 

betrag 

1969 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 

Begründung 

TU. 

DM 

1 

1 2 1 

3 1 

4 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


06 13 
511 01 


30 000,— 


21 000 ,— 


Geschäftsbedarf 


Zwischen dem Geheimen Staatsarchiv der Stiftung Preußi- 
scher Kulturb Bsitz in Berlin und dem Bundesarchiv in Ko- 
blenz wurde ein einmaliger Archiv allen au st au sch verein- 
bart. Vereihbarungsgemäß waren die Transportkosten von 
Berlin nach Helmstedt und zurück vom Geheimen Staats- 
archiv und innerhalb der Bundesrepublik vom Biundesarchiv 
ziu übernehmen. Durch Vermittlung Dritter ergab sich die 
günstige Gelegenheit, die Akten kostenlos mit einem Gü- 
te rzug von Berlin nach Frankfurt (Main) zu befördern. Die 
Transportkosten von Frankfurt (Main) nach Koblenz bzw. 
zum Militärarchiv des Bundesarchivs in Freiburg mußten 
vom Bundesarchiv übernommen werden. 

Die Mehrausgabe war unvoi^hergesehen, da die Verhandlun- 
gen über Archivalienaustausch im Zeitpunkt der Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans 1969 noch nicht zum Ab- 
schluß gekommen waren. Sie konnte wegen der einmaligen 
günstigen Transportgelegenheit nicht bis zum nächsten 
Rechnungsjahr zurückgestellt werden und war daher aus 
Gründen der Kostenersparnis unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 13 Tit. 812 02. 


06 15 
525 01 


536 500,— 


130 000,— 


Kosten der Ausbildung von Beamten auf Widerruf im Vor- 
bereitungsdienst 


Der Mehiibedarf ist insbesondere auf die Auswirkungen der 
2. VO zur Änderung der VO über das Trennungsreisegeld 
bei Versetzungen und Abordnungen im Inland vom 23. De- 
zember 1968 (BGBl. I S, 1415) und der VO zur Änderung 
reisekostenrechtlicher Vorschriften vom 23, Dezember 1968 
(BGBl. I S. 1414) zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war auf Grund 
rechtlicher Zahlungsverpflichtungen des Bundes unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 06 15 Tit. 422 01 100 000 DM, 

Tit. 422 03 30 000 DM. 


06 15 
642 01 


10 795 800,— 


1 145 000,— 


Aufwendungen für Kriegsgräber und Gräber anderer Opfer 
des Krieges und Opfer der Gewaltherrschaft 


Die Mehrausgabe ist durch Nachzahlungen zur Leistung von 
Pauschsätzen für die Instandsetzung und Pflege der Kriegs- 
gräber, die Ruherechtsentschädigungen gemäß § 3 des Grä- 
bergesetzes, die Ruherechtsentschädigung gemäß § 5 Abs. 3 
des Gräbergesetzs einschließlich noch notwendiger Identifi- 
zierungen (§ 8 Gräbergesetz) und für Verpflichtungen auf 
Grund internationaler Verträge lentstanden. 
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Kap. 

Haushalts- 

betrag 

1969 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 

Begründung 

Tit. 

DM 

1 1 

2 1 

3 1 

1 4 



noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

Die Nachzahlungen mußten auf Grund des Gräbergesetzes 
in Verbindung mit den hierzu im Rechnungsjahr 1969 er- 
gangenen Verwaltaingsvorschriften und wegen endgültiger 
Abrechnungen mit den Ländern für vorangegangene Rech- 
nungsjahre geleistet werden. 

Die Mehrausgabie war ^unvorhergesehen. Sie war auf Grund 
rechtlicher Verpflichtungen des Bundes unabweisbar. Ge- 
mäß § 2 Abs. 2 HG 1969 wurde bestimmt, daß § 30 Abs. 3 
Satz 1 RHO im vorliegenden Fall keine Anwendung findet. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


06 16 
51701 


350 000 — 


80 000 — 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

Anfang 1969 ist der Institutsneubau bezogen worden. Gleich- 
.zeitig wurde das weiterhin benutzte Dienstgebäude zusam- 
men mit dem Neubau an eine Fernheizung angeschlossen. 
Im Bundeshaushaltsplan 1969 sind zwar im Hinblick auf 
die Fertigstellung des Neubaues und die Umstellung auf 
Fernheizung zusätzliche Haushaltsmittel für Reinigung und 
Heizung veranschlagt worden. Die genauen Mehrkosten 
konnten jedoch seinerzeit nicht ermittelt werden, weil Er- 
fahrungssätze fehlten. 

Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen. Sie war zur 
Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


06 19 


apl. 
515 27 


*) 100 000 ,--- 


Unterhaltung, Ersatz und Ergänzung der fernmeldetech- 
nischen Einrichtungen über Funk 

Nach der Verwaltungs Vereinbarung vom 2. Januar 1969 
über die übernah mu des Richtfunk- und UKW-Rundspruch- 
netzes des Warndienstes durch die Deutsche Bundespost 
sind die vom Bundesministerium des Innern oder von ande- 
ren Behörden im Zuständigkeitsbereich des BMI unmittel- 
bar oder über das Fernmeldetechnische Zentralamt in Auf- 
trag gegebenen fernmeldetechnischen Einrichtungen für das 
Netz zwar auf die Post übergegangen (§ 1.6), die Kosten 
hierfür hat aber auch nach der Übergabe des Netzes noch 
der Bundesminister des Innern zu tragen (§ 3.1). Im Rech- 
nungsjahr 1969 waren zur Begleichung der vor dem Ab- 
schluß der Vereinbarung für das Richtfunk- und das UKW- 
Rundspruchnetz des Warndienstes eingegangenen Verpflich- 
tungen restliche Zahlungen zu leisten. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans 1969 nicht bestimmbar war, 
ob und in welchem Umfange aus bereits vergebenen Auf- 
trägen noch Zahlungen nach Wirksamwerden der Verein- 
barung anfallen würden. Sie war unabweisbar, weil ver- 
tragliche Verpflichtungen zu erfüllen waren. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 
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Kap. 

Tit. 


Haushalts- 

betrag 

1969 

DM 


An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zuqewiesen 
DM 


1 1 2 


3 


Begründung 


4 


06 19 
525 31 


06 19 
513 24 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


802 000, — I 200 000, — | Ausbildung und Fortbildung 

I Der Mehrbedarf beruht auf Ausbildungsmaßnahmen an der 
; THW-Schule Ahrweiler, deren Kosten für das Rechnungs- 

jahr 1969 auf Grund der neuen Haushaltssystematik ge- 
I schätzt werden mußten. 

i 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil der für die 
I i THW-Ausbildung zu veranschlagende Ansatz aus einem 

! I Gemeinschaftstitel, aus dem zuvor sämtliche Ausbildungs- 

I I maßnahmen im Bereich des Bundesamtes für zivilen Be- 

; i völkerungsschutz — Warndrenst, THW, Schwimmbrücken- 

j dienst, LSHD — bestritten wurden, herausgelöst werden 
mußte, wobei die neuen Teilansätze bei der Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans 1969 nur geschätzt werden konn- 
! I ten. Sie war unabweisbar, weil die vorhandene Ausbildungs- 

kapazität aus wirtschaftlichen Gründen ausgeschöpft werden 
I muß, um aus den Dauerkoisten den größtmöglichen Nutzen 

zu ziehen. 

I Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 525 51. 


200 000, — ] 160 000,^ — ! Zahlungen an die Deutsche Bundespost für fernmeldetech- 

nische Einrichtungen über Funk 

! Nach der Verwaltungsvereinbarung vom 2. Januar 1969 

I über die Übernahme des Richtfunk- 'und UKW-Rundspruch- 

I netzes des Warndienstes durch die Deutsche Bundespost 

' erhält diese für den Betrieb, das Injstandhalten und Instand- 

setzen der UKW-Rundspruchsendeanlagen ein Entgelt nach 
den Selbstkosten (§ 32 der Vereinbarung). In Höhe des vor- 
aussichtlichen Selbstkostenaufwandes waren monatliche Ab- 
schläge zu leisten, die für das Rechnungsjahr 1969 zunächst 
auf 30 000 DM festgesetzt wurden. Die im Bundeshaushalts- 
plan 1969 veranschlagten Mittel reichten hierfür nicht aus. 

Die Mehrausgabe war zur Begleichung der auf Grund der 
Vereinbarung entstandenen Verpflichtungen erforderlich. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans 1969 noch nicht endgültig 
bestimmt werden konnte, in welcher Höhe Entgeltzahlungen 
anfallen würden, so daß der Ansatz nur geschätzt werden 
! j konnte. Sie war unabweisbar, weil vertragliche Verpflich- 

^ I tungen zu erfüllen waren. 


Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 513 22. 
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noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

06 26 

46 000,— 

i 12 000,— 

1 Erwerb von Dienstfahrzeugen 


811 01 


Der Mehrbedarf ist entstanden durch die Erhöhung der 
Preise für Kraftfahrzeuge infolge Einführung der Mehrwert- 
steuer und die Beschaffung eines VW-Busses als Ersatz für 
das durch Unfall beschädigte und .auszusondernde Kraftfahr- 
zeug gleichen Typs. 


i Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war zur Auf- 
rechterhaltung des Dienstbetriebes der Beschaffungsstelle 
; des Bundesministers des Innern unabweisbar. 


Gemäß § 2 Abs. 2 HG 1969 wurde bestimmt, daß § 30 Abs. 3 
Satz 1 RHO im vorliegenden Fall keine Anwendung findet. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


06 29 
81601 


13 200 — 


31 294,— 


Erwerb von Dienstfahrzeugen im Ausland 


Der Mehrbedarf ist entstanden: 


1. für die Entrichtung des Einfuhrzolles an die iranischen 
Behörden für ein 'im Rechnungsjahr 1968 beschafftes Ge- 
ländefahrzeug und 

2. für die Beschaffung eines Kraftfahrzeuges für die Ab- 
teilung Bagdad. 


Die Mehrausgabe zu 1. war unvorhergesehen, weil das 1968 
beschaffte Fahrzeug für die Abteilung Teheran entgegen 
erteilter Auskünfte nicht zollfrei mit Bundeseigentumsbe- 
scheinigung eingeführt werden konnte, sondern nach den 
iranischen Zollbestimmungen verzollt werden mußte und 
die Vergünstigung der zollfreien Einfuhr nach den Bestim- 
mungen des sogenannten Wiener Protokolls nicht in An- 
spruch genommen werden kann. Sie war unabweisbar, weil 
die Ersatzbeschaffung für ein ausgesondertes gleichartiges 
Fahrzeug, das die Abteilung Teheran für die archäologischen 
Unternehmungen benötigt, erforderlich war. 

Die Mehrausgabe zu 2. w.ar unvorhergesehen, Wieil die be- 
reits 1967 vorgesehenie Beschaffung eines Personenkraft- 
wagens für die Abteilung Bagdad infolge des Nahost-Kon- 
fliktes und der darauf folgenden Einfuhrsperre der ira- 
kischen Regierung für Kraftwagen bisher nicht möglich 
war. Sie war unabweisbar, weil das Kraftfahrzeug für die 
archäologischen Arbeiten dringend benötigt wird und mit 
einem Teilbetrag des übertragenen Ausgaberestes aus dem 
Rechnungsjahr 1968 nunmehr beschafft werden kann. 

Gemäß § 2 Abs. 2 HG 1969 wurde bestimmt, daß § 30 Abs. 3 
Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 
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Kap. 

Haushalts- 

betrag 

1969 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zuqewiesen 

DM 

Begründung 

Tit. ! 

DM 

1 1 

t 2 1 

3 

1 4 

06 29 

42 000,— 

noch Einzelplan 

37 300,— 

06 — Bundesminister des Innern — 

1 Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 


711 01 


Der Mehrbedarf entstand durch die Umstellung der Hei- 
zungsanlagen im Dienstgebäude der Abteilung Rom des 
Deutschen Archäologischen Instituts, Rom, Via Sardegna 79, 
und im bundeseigenen Gebäude Villa Amelung, Rom, Via 
A. Cesalpino, auf Grund italienischer Bestimmungen. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1969 nicht bekannt war, 
zu welchem Zeitpunkt die Schweröl-Heizungsanlagen auf 
Leichtölverbrennung umgestellt werden mußten. Sie war 
unabweisbar, weil der gesetzlichen Vorschrift in Italien bis 
zum 31. Dezember 1969 entsprochen werden mußte. 


Gemäß § 2 Abs. 2 HG 1969 wurde bestimmt, daß § 30 Abs. 3 
Satz 1 RHO im vorliegenden Fall keine Anwendung findet. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


10 07 
51801 


10 08 
533 03 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährungr Landwirtschaft und Forsten 


469 700,— 


60 000,— 


Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume 


Die Höhe der Miete für das Dienstgebäude des Bundesam- 
tes für Ernährung und Forstwirtschaft in Frankfurt (Main), 
Adickesallee 40, ist vom festgesetzten Lombardsatz der Deut- 
schen Bundesbank abhängig. Wegen der mehrmaligen Anhe- 
bungen des Lombardsatzes reichten die veranschlagten Mit- 
tel nicht aus. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war nach dem 
Mietvertrag unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 662 25. 


31 000,— 


15 000 ,— 


Kosten für die lochkartentechnische Verrechnung der Ergeb- 
nisse der Sortenregister- und Wertprüfungen 


Die Prüfung der Sortenbezeichnungen hat im Rechnungsjahr 
1969 unerwartet stark zugenommen. Der Rechner an der 
Tierärztlichen Hochschule in Hannover mußte demzufolge 
über das vorgesehene Ausmaß hinaus beansprucht werden. 


Die Mehrkosten waren in dieser Höhe nach den Erfahrun- 
gen über den Arbeitsanfall aus den Vorjahren nicht vor- 
herzusehen. Die Mehrausgabe war für die Durchführung der 
Arbeiten gemäß § 9 der Sortenschutzverordnung und § 11 
der Sorteneintragungsverordnung unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 10 08 Tit. 812 01. 
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noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 08 

apl. 
821 01 


10 17 
817 61 


41 000,— 


*) 90 000 — 


Erwerb eines Grundstücks für die Prüfstelle Bamberg des 
Bundessortenamtes 


Ein Grundstück in einer Größe von 0,74 ha, das zur Vergrö- 
ßerung der Versuchsfelder für die Prüfstelle Bamberg erfor- 
derlich war, stand im Rechnungsjahr 1969 unvorhergesehen 
zum Kauf an. Es grenzt an das langfristig gepachtete Ver- 
suchsgelände, das voraussichtlich im Tauschwege in naher 
Zukunft in Bundeseigentum übergeführt werden kann. Der 
Erwerb des Grundstücks war für die Bereitstellung der drin- 
gend benötigten Versuchsfelder unabweisbar erforderlich. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 656 51. 


25 000,— 


Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 
ständen im Ausland 


Unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe für ein 
Thermolumineszenz-Dosimeter infolge einer inzwischen wirk- 
sam gewordenen erheblichen Preissteigerung auf Grund von 
vorgenommenen technischen Verbesserungen. 

Das Gerät ist zur Durchführung von Forschungsarbeiten über 
die Dosisverteilung bei der Bestrahlung von unterschiedlich 
zusammengesetzten Lebensmitteln erforderlich. 

Einsparung bei Kap. 10 17 Tit. 515 04. 


10 18 
517 01 


48 000,— 


11 700,— 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


Infolge Ausweitung der Klimakammerversuche, insbeson- 
dere durch die Arbeiten mit radioaktiven Isotopen, ist es zu 
einem unerwartet hohen Energieverbrauch gekommen. Das 
führte zu einem unvorhergesehenen Mehrbedarf von insge- 
samt 33 870 DM. Zur Deckung sind 22 170 DM bereits im 
2. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1969 überplanmäßig be- 
reitgestellt worden (vgl. BT-Drucksache V/4638 S. 3). 


Die Mehrausgabe war unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 685 61. 


10 24 
51901 


75 000,— 


90 000,— 


Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 


Durch plötzlich aufgetretene Rohrdurchbrüche größeren Aus- 
maßes ist ein Dampfkessel der Dampferzeugeranlage un- 
brauchbar geworden. Da der Ausfall des nicht mehr instand- 
setzungsfähigen Dampfkessels den technischen und wissen- 
schaftlichen Betrieb der Anstalt gefährdete, war die Beschaf- 
fung eines neuen Dampferzeugers unumgänglich notwendig. 


Einsparung bei Kap. 10 24 Tit. 711 01. 
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Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 03 
719 07 


15 000 000,- 


2 200 000, — i Beteiligung des Bundes an der Schiffbarmachung der Mosel 
(Vorgriff) ! gemäß Vertrag vom 27. Oktober 1956, 14, Teilbetrag 

; Der vom Aufsichtsrat gebilligte Finanzierungsplan der Inter- 
^ nationalen Mosel GmbH sah für das Rechnungsjahr 1969 zur 
I Fertigstellung der Restarbeiten an der Mosel einen Betrag 
I von 16,65 Millionen DM vor. Hiervon entfiel auf die Bundes- 
I republik Deutschland als Gesellschafter ein Betrag von 5,40 
I Millionen DM, der ausschließlich aus Kreditmitteln finanziert 
werden sollte. Die veranschlagten Haushaltsmittel waren mit 
10,0 Millionen DM für Darlehenstilgungen und zu 5 Millionen 
, DM für den Zinsendienst vorgesehen. Da die Restarbeiten, 
j insbesondere die Abrechnungsarbeiten nur sehr schleppend 
j vorankommen, wird nur etwa die Hälfte der ursprünglich 
vorgesehenen Mittel benötigt. Wegen der zur Konjunktur- 
dämpfung eingeleiteten Maßnahmen sind die Konditionen 
für Kredite sehr ungünstig. Um dem Bund Zinsen zu erspa- 
ren (§ 26 RHO) sind deshalb im Rechnungsjahr 1969 die Dar- 
lehen gemäß Artikel 19 (1) c des Moselvertrages vom 27. Ok- 
tober 1956 nicht aus Kreditmitteln, sondern aus Haushalts- 
mitteln gewährt worden. Diese Entwicklung war bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1969 nicht vorherzusehen. 

Einsparung innerhalb des Kap. 12 03. 


12 06 


211 800,— 


50 000,— 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


517 01 


1. Für die Reinigung des im Herbst 1968 bezogenen Neu- 
; baues — Werkstattgebäude mit Materialprüfungslabora- 
j torium — in Karlsruhe wurden 25 000 DM benötigt. Die 

Reinigung mußte an ein Reinigungsinstitut übergeben 
werden, da geeignete Kräfte nicht gefunden werden konn- 
ten. Bei Kap. 12 06 Tit. 426 01 werden zwei Dienstposten 
i nicht in Anspruch genommen und im Rechnungsjahr 1970 
I in Abgang gestellt. Durch die Nichtinanspruchnahme tritt 
! bei Titel 426 01 im Rechnungsjahr 1969 eine Einsparung 

I von 25 000 DM ein. Dieser Betrag steht zur Verstärkung 

des Titels 517 01 zur Verfügung. 

2. Eine weitere Mehrausgabe tritt dadurch ein, daß seit Ende 
1968 mehrere wasserbauliche Großmodellversuche laufen, 
die einen erhöhten Bedarf an elektrischer Kraft haben. So 

I sind die Stromrechnungen im Schnitt um 2000 DM monat- 
lich gegenüber den Vergleichsmonaten 1967/68 angestie- 
gen. Da alle Modelle in Hamburg Rissen voll in Betrieb 
sind, werden die Bewirtschaftungskosten in Hamburg 
allein ca. 100 000 DM erreichen. Zwei weitere Modelle 
mit hohem Stromverbrauch werden in den nächsten 
Monaten in Karlsruhe anlaufen (Modell: Rheinerosion 
und Modell: Böschungsbeanspruchung). 

i Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

I Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 
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4 


noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 06 ! 150 000 — 

1 i 

812 02 I ! 


I 

I 


i 


12 06 
812 04 


! 


70 000 — 


! 


12 11 
711 01 


82 000 — j 


63 000 — 


Einrichtung einer zentralen Rechenstelle der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung bei der Bundesanstalt für Wasserbau 
in Karlsruhe, Restbetrag 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da bei Abschluß des 
1 Vertrages noch nicht zu erkennen war, daß durch Umstel- 
: lung des Steuersystems und geringfügige Verteuerung im 
Rahmen der Beschaffung der Gesamtanlage Mehrkosten ent- 
stehen würden. Ein Ausgleich der Mehrkosten im Rahmen 
des bestehenden Auftrages war infolge der Verteuerung nicht 
möglich. 


I Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Anlage nur 
[ nach der restlosen Installierung voll in Betrieb genommen 
werden kann. Die erforderlichen Programmierungen für die 
! verschiedenen Baumaßnahmen sind bereits vorsorglich vor- 
I genommen worden. Zur termingemäßen Erledigung der dafür 
! anfallenden Rechenarbeiten ist die volle Inbetriebnahme der 
I Anlage Voraussetzung und daher auch die Beschaffung aller 
I erforderlichen Einrichtungen zwingend notwendig. 

j Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 

i 


40 000, — Grundausstattimg der zentralen Baustoffprüfstelle für die 

I Wasser- und Schiffahrts Verwaltung, 1. Teilbetrag 

. Der 1. Teilbetrag für die Grundausstattung der zentralen 
Baiistoflprüfstelle mußte in voller Höhe für den Umbau und 
die Ergänzung der von der früheren Betonprüfstelle Rends- 
burg übernommenen Prüfmaschinen in Anspruch genommen 
' werden. Es war nicht möglich, diese Arbeiten in Teilaufträgen 
über einen längeren Zeitraum ausführen zu lassen. Um die 
Prüfstelle installieren und die für die Betriebsfähigkeit unbe- 
! dingt erforderlichen Mindestbeschaffungen durchführen zu 
j können, waren zusätzliche Mittel in Höhe von 40 000 DM 
erforderlich. 

I Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

; Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


15 600, — Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 

Infolge Umstellung des Drehstroinnetzes des Gas-, Elektri- 
; Zitats- und Wasserwerks der Stadt Köln von 6 KV auf 10 KV 
: zum 1. Dezember 1969 war die Bundesanstalt für Straßenwe- 
! sen gezwungen, Arbeiten im Werte von 15 600 DM ausführen 
zu lassen. Da die Mitteilung über die Umstellung erst im 
Februar 1969 ergangen ist, war die Mehrausgabe unvorher- 
gesehen; sie war unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


11 



Drucksache VI/247 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

1969 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zuqewiesen 

DM 

Begründung 

Tit. 

DM 

1 

1 2 1 

3 1 

1 4 


12 12 
532 01 


12 16 
671 01 


12 17 
891 03 


noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


287 000 — 


36 000 — 


20 000 — 


12 000 — 


2 837 239,37 


Kosten der maschinellen Aufbereitungen 

Zur Sicherung der zentral im Kraftfahrt -Bundesamt geführten 
Datenbestände der im Bundesgebiet zugelassenen Kraftfahr- 
zeuge und Kraftfahrzeug-Anhänger im Katastrophen- und 
Verteidigungsfall ist es erforderlich, jeweils Doppel der Be- 
standsmagnetbänder einschließlich der dazugehörigen Pro- 
grammakten und Programmlochkarten an einem geeigneten 
Ort der Bundesrepublik feuersicher aufzubewahren. Als Un- 
terbringungsort ist der Bauhof Trier der Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion Mainz vorgesehen. 

Die Auslagerung verursacht im Rechnungsjahr 1969 zusätz- 
liche Kosten in Höhe von 20 000 DM. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


Ausgaben im Zusammenhang mit der Untersuchung von 
Flugzeugunfällen 

Durch mehrere Flugzeugunfälle, für deren — durch Gesetz 
gebotene — Untersuchung ein besonders großer technischer 
Aufwand erforderlich war, sind Mehrkosten entstanden, die 
zwangsläufig und bei der Veranschlagung nicht vorauszu- 
sehen waren. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


Deutsche Lufthansa AG, Köln, Abgeltung von Eingangsab- 
gaben und Selbstverbrauchsteuerzahlungen 

Für die Beschaffung von Flugzeugen und Zubehörteilen im 
Ausland hat die Deutsche Lufthansa ab 1. Januar 1968 auch 
die Selbstverbrauchsteuer (§ 30 des Umsatzsteuergesetzes 
vom 29. Mai 1967 — BGBl, I S. 545) zu entrichten. Bei der 
Ermittlung ihres Investitionsbedarfs ist davon ausgegangen 
worden, daß die Deutsche Lufthansa diese Selbstverbrauch- 
steuer nicht selbst aufzubringen hat. Ihr sollen zur Erhaltung 
ihrer Wettbewerbsfähigkeit gegenüber anderen Luftver- 
kehrsunternehmen im internationalen Linienverkehr die ent- 
sprechenden Beträge als Zuschüsse zur Verfügung gestellt 
werden. Nach der Abrechnung der DLH AG hat sie an 
Selbstverbrauchsteuer für die Beschaffung von Flugzeugen 
und Zubehörteilen im Ausland für das erste Halbjahr 1969 
2 837 239,37 DM gezahlt. Dieser Betrag ist ihr als Zuschuß 
zur Verfügung gestellt worden. 

Der Ausgabe stehen gleichhohe Einnahmen bei Kap. 60 01 
Tit. 021 01 gegenüber. 
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20 01 

1 28 000,— 

Einzelplan 

10 000,— 

20 — Bundesrechnungshof — 

j Haltung von Dienstfahrzeugen 


514 01 


Der veranschlagte Betrag reichte zur Bestreitung der erfor- 
derlichen Ausgaben nicht aus. Die Mehrausgabe war zur 
Aufrechterhaltung des Dienstbetriebs erforderlich. Der Mehr- 
bedarf beruht vor allem auf höheren Instandsetzungskosten 
für die älteren Dienstkraftwagen und auf größeren Fahi- 
leistungen, insbesondere für die Fahrten zwischen Frankfurt 
und Bonn. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte — 


26 02 
653 01 


7 000 000 — 


1 000 000 ,— 


Entschädigungen an ehemalige Kriegsgefangene 


Den Ländern lagen am 31. Dezember 1968 3217 unerledigte 
Anträge auf Gewährung von Entschädigungen nach dem 
KgfEG mit einem Mittelbedarf von ca. 6,5 Millionen DM vor. 
Hierzu kommen die laufenden Zugänge; im Jahre 1968 waren 
es 3667. 


Die Haushaltsmittel reichten zur Deckung dieses Bedarfs 
nicht aus. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, da die Antragsteller einen Rechtsanspruch auf sofortige 
Auszahlung der ihnen bewilligten Kriegsgefangenenentschä- 
digung haben, 

Einsparung bei Kap. 26 02 Tit. 863 06 und 893 05, 


26 02 
671 04 


13 500 000,— 


4 500 000,— 


Kosten der Rückführung von Deutschen 


Infolge verstärkter Aussiedlung aus der Tschechoslowakei 
und dem polnischen Raum reichten die veranschlagten Mittel 
nicht aus. 


Da bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1969 die Aus- 
siedlerzahlen rückläufig waren, war die Mehrausgabe unvor- 
hergesehen. Sie war unabweisbar, da der Bund nach dem 
Ersten Überleitungsgesetz verpflichtet ist, die außerhalb des 
Bundesgebietes entstehenden Aufwendungen zu tragen. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 26. 
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26 02 I 
681 07 I 


26 02 
684 03 


26 02 
684 04 


noch Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte 


4 500 000,— I 


1 500 000,— 


Beihilfen zum Lebensunterhalt an Deutsche aus der sowjeti- 
schen Besatzungszone Deutschlands und dem sowjetisch be- 
setzten Sektor von Berlin 


! Durch die Leistungsverbesserungen auf Grund der 20. No- 
velle zum Lastenausgleichsgesetz und das Ansteigen der 
Zahl der Empfänger laufender Beihilfen reichten die veran- 
schlagten Mittel nicht aus. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, da auf die Leistungen ein Rechtsanspruch besteht. 

Einsparung bei Kap. 26 02 Tit. 681 09 und 863 03. 


6 211 000 ,— 


345 600,— 


Zuwendungen für die Erfüllung von Suchdienstaufgaben 

In Anlehnung an den Vergütungstarifvertrag Nr. 7 zum BAT 
vom 1. Februar 1969 (GMBl. 1969 S. 82) sind auch die Ver- 
gütungen der beim Suchdienst des Deutschen Roten Kreuzes 
beschäftigten Angestellten ab 1. Januar 1969 um 6 Vo erhöht 
worden. Hinzu kommen Verbesserungen des Ortszuschlages 
und der jährlichen Sonderzuwendungen. 

Außerdem wurden die Mieten für die Büroräume des DRK- 
Suchdienstes München und für die von der Firma IBM ge- 
liehenen Büromaschinen erhöht. 

Dadurch reichten die veranschlagten Mittel nicht aus. Die 
Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweisbar, 
da sie auf rechtlicher Verpflichtung beruht. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 26. 


2 755 000,— 


Kosten der Familienzusammenführung und Repatriierung 
von Deutschen 

Der DRK-Suchdienst in Hamburg hat auf Grund der Ver- 
gütungstarifverträge Nr. 6 zum BAT vom 3. Dezember 1967 
(GMBl. 1968 S. 53) und Nr. 7 vom 1. Februar 1969 (GMBl. 
1969 S. 82) die Vergütungen seiner Angestellten erhöht. Hin- 
zu kommen Verbesserungen des Ortszuschlages und der 
jährlichen Sonderzuwendungen. 

Dadurch reichten die veranschlagten Mittel nicht aus. Die 
Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweisbar, 
da die Angestellten auf Grund des Tarifvertrages Anspruch 
auf höhere Bezüge haben. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 26. 


27 01 
81101 1 


Einzelplan 27 — Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen — 


49 900,— 


18 900,— 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Mehrausgabe für die Beschaffung eines neuen Dienstkraft- 
wagens vom Typ Mercedes 280 S für den Herrn Bundes- 
minister für innerdeutsche Beziehungen. Der im Rechnungs- 
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27 02 


apl. 
712 01 


noch Einzelplan 27 — Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen — 


jahr 1966 beschaffte Ministerwagen mußte infolge plötzlich 
aufgetretener schwerwiegender Mängel aus dem Verkehr 
gezogen werden. Die Kosten für die Wiederherstellung der 
Verkehrs- und Betriebssicherheit des Fahrzeugs waren aus 
wirtschaftlichen Gründen nicht zu vertreten. Da ein Ersatz- 
fahrzeug nicht zur Verfügung stand, war die Beschaffung des 
neuen Dienstwagens unabweisbar. 

Gemäß § 2 Abs. 2 HG 1969 wurde bestimmt, daß § 30 Abs. 3 
Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 05. 


*) 300 000,— 


Errichtung eines Neubaues für die Bibliothek des Johann- 
Gottfried-Herder-Instituts in Marburg 

Für die Errichtung eines Neubaues für die Bibliothek des 
Johann-Gottfried-Herder-Instituts in Marburg wurde bei Kap. 
27 02 Tit. 600 — jetzt Tit. 685 01 — im Jahre 1966 ein Betrag 
bis zu 2 265 000 DM veranschlagt. Der Beginn der Baumaß- 
nahme hatte sich durch schwierige Planungsarbeiten verzö- 
gert. Ein dringendes Bedürfnis zur Schaffung des Bibliotheks- 
neubaues lag vor. Der beschleunigte Baubeginn und die Fer- 
tigstellung waren unabweisbar, um den bisher unzureichend 
untergebrachten äußerst wertvollen Bücherbestand des In- 
stituts zu sichern. Da die Planungen nunmehr abgeschlossen 
waren, sollte mit dem Neubau des Biliotheksgebäudes unver- 
züglich begonnen werden. Auf Grund der neuen Haushalts- 
systematik waren die Mittel für die eigene Baumaßnahme 
des Bundes statt bei Tit. 685 01 bei Tit. 712 01 zu veranschla- 
gen. 

Gemäß § 2 Abs. 2 HG 1969 wurde bestimmt, daß § 30 Abs. 3 
Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 


Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 01. 


31 01 
811 01 


Einzelplan 31 — Bundesminister für Bildung und Wissenschaft — 


19 000,— 


16 600,— 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Der Haushaltsbetrag ist für die im Haushaltsplan veran- 
schlagten Ersatzbeschaffungen aufgebraucht worden. 

Infolge zunehmender Beanspruchung — Fahrleistungen von 
monatlich mehr als 4000 km, in einem Monat mehr als 6500 
km — mußte unerwartet auch das Dienstfahrzeug des Staats- 
sekretärs ausgesondert werden, für dessen Ersatz aufgrund 
des Vorgutachtens des technischen Beamten Ausgaben erst 
im Haushaltsvoranschlag 1970 veranschlagt worden sind. 
Mit der vorzeitigen Aussonderung konnte nicht gerechnet 
werden. Die Mehrausgabe für den Ersatz dieses Fahrzeugs 
war unabweisbar. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 31. 
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noch Einzelplan 31 — Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 


31 02 
685 01 


2 600 000 — 


90 000 — 


Förderung von Einzelvorhaben der wissenschaftlichen 
Forschung 


Die am 3. März 1969 gegründete Gesellschaft Wissenschafts- 
zentrum Berlin mbH plant die Errichtung eines Instituts für 
Management und Verwaltung. Eine Arbeitsgruppe soll die 
Konzeption des Instituts erarbeiten, von der die Förderung 
durch den Bund und die Ford Foundation abhängt. 

Von den dazu erforderlichen Kosten in Höhe von 130 000 DM 
tragen die Gesellschaft 40 000 DM und der Bund 90 000 DM. 

Das wichtige Vorhaben ist bei Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1969 noch nicht bekannt gewesen. Eine Zurück- 
stellung hätte schwerwiegende Nachteile mit sich gebracht, 
denn die Ford Foundation hat die nachhaltige Förderung des 
Vorhabens von der kurzfristigen Vorlage der Konzeption ab- 
hängig gemacht. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 31. 


31 03 
685 66 


5 839 700,— 


2 800 000,— 


Zuschuß zum Betrieb der Gesellschaft für Kernverfahrens- 
technik mbH (GKT) in Jülich 


Die vom Bund allein finanzierte Gesellschaft für Kernverfah- 
renstechnik mbH hat den Zweck, Forschung und Entwicklung 
auf dem Gebiet spezieller Verfahren zur Isotopentrennung 
durchzuführen und zu fördern. 


Für die Durchführung der der Gesellschaft übertragenen 
Aufgaben sind im Bundeshaushaltsplan 1969 bei Kap. 31 03 
Tit. 685 66 5 839 700 DM als Zuschuß für die Betriebs- 

kosten veranschlagt. Dieser Betrag reichte im laufenden 
Rechnungsjahr nicht aus, da sich die Situation auf dem Gebiet 
der Urananreicherung durch Gasultrazentrifugen aufgrund 
der Arbeitsergebnisse und einer inzwischen vereinbarten 
niederländisch-britisch-deutschen Zusammenarbeit grundle- 
gend änderte. Der hieraus resultierende Mehrbedarf in Höhe 
von 2 800 000 DM verteilte sich mit 200 000 DM auf zusätz- 
liche Personalausgaben und mit 2 600 000 DM auf sächliche 
Verwaltungsausgaben für zusätzliches Experimentier- und 
Betriebsmaterial sowie für fremde Forschungs- und Entwick- 
lungsarbeiten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da erst nach Auf- 
stellung des Wirtschaftsplans 1969 und der Veranschlagung 
entsprechender Mittel im Bundeshaushaltsplan 1969 die sich 
ergebende neue Sachlage sichtbar wurde. Die Unabweisbar- 
keit ergibt sich aus der Aufgabenstellung der Gesellschaft; 
sie ist ferner im Interesse der vereinbarten internationalen 
Zusammenarbeit als gegeben anzusehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 179. Sitzung vom 3. Juli 1969 von der überplanmäßigen 
Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 31. 
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